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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der monatlichen Zu- 
schläge zu den Preisen für Rohreis und geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 1 ), zuletzt geändert durch die 
Beitrittsakte 2 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung von Zahl und Höhe der mo- 
natlichen Zuschläge sowie bei der Bestimmung des 
ersten Monats, in welchem sie anzuwenden sind, 
ist sowohl den Lager- und Finanzierungskosten für 
Reis in der Gemeinschaft als auch der Notwendig- 
keit Rechnung zu tragen, die Reisbestände je nach 
Marktbedarf abzusetzen. 

Um diesen Anforderungen zu entsprechen, sind für 
das Wirtschaftsjahr 1974/1975 die monatlichen Zu- 
schläge für Rohreis nach derselben Staffelung wie 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 und auf dem ent- 
sprechenden Niveau der gegenwärtig angewandten 
Lagerkosten in den Reis erzeugenden Gegenden der 
Gemeinschaft festzusetzen, wobei der Betrag in ab- 
gerundeten Zahlen ausgedrückt wird, und außerdem 
die monatlichen Zuschläge für geschälten Reis so 


festzusetzen, daß die Zuschläge für Rohreis und die 
Relation zwischen den beiden erwähnten Verarbei- 
tungsstufen berücksichtigt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 beträgt jeder 
der in Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 359/67/EWG vorgesehenen 
monatlichen Zuschläge: 

— 0,129 Rechnungseinheiten für 100 Kilogramm 
Rohreis, 

— 0,161 Rechnungseinheiten für 100 Kilogramm 
geschälten Reis. 

2. Diese monatlichen Zuschläge werden vom 1. De- 
zember 1974 bis zum 1. Juli 1975 angewandt. 
Die auf diese Weise für den Monat Juli 1975 
erzielten Preise gelten bis zum 31. August 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Reis 3 ), zuletzt geändert durch die Beitritts- 
akte 1 ), sieht in Artikel 7 Absatz 2 vor, daß der Rat 
auf Vorschlag der Kommission nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver- 
trages jährlich vor dem 1. Mai für das folgende 
Wirtschaftsjahr die Zahl und die Höhe der monat- 
lichen Zuschläge sowie ihre Verteilung auf das Wirt- 
schaftsjahr festsetzt. 


2. Es wird vorgeschlagen, für das Wirtschaftsjahr 
1974/1375 wiederum acht monatliche Zuschläge vor- 
zusehen und diese für Rohreis auf 0,129 RE/ 100 kg 
festzusetzen, was einer leicht unter der für den 
Interventionspreis im gleichen Wirtschaftsjahr ge- 
währten Erhöhung entspricht. Bei geschältem Reis 
wird der Verarbeitungssatz im Verhältnis zu Roh- 
reis berücksichtigt. Daraus ergibt sich ein Betrag 
von 0,161 RE/ 100 kg. Die vorgeschlagene Verteilung 
der monatlichen Zuschläge entspricht der der vor- 
angegangenen Wirtschaftsjahre (erster Zuschlag: De- 
zember, letzter Zuschlag: Juli). 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 73 
vom 27. März 1972, S. 14 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27 . Juli 1957 zugcleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Juni 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Re 28/74. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvor schlag ist nicht vorgesehen. 

Mil der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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